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Einführung 

§ 1 Gegenstand der Arbeit 
§ 1 Gegenstand der Arbeit 

„Die Parteiautonomie verliert ihren Sinn – ebenso wie die materiellrechtliche 
Vertragsfreiheit –, wenn sie zur Herrschaft des Stärkeren über den Schwa-
chen wird.“1 
 
Diesen Gedanken formulierte Neuhaus bereits im Jahre 1962. Zu dieser Zeit, 
in den 60er und 70er Jahren des 20. Jahrhunderts, entwickelten sich Ansätze 
zu einem systematischen Schutz einer als strukturell unterlegen empfundenen 
Partei im europäischen Internationalen Vertrags- und Zivilverfahrensrecht. 
Bereits im Brüsseler Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkommen von 
19682 finden sich Schutzbestimmungen zugunsten von Versicherungsneh-
mern und Teilzahlungskäufern.3 Das römische EWG-Übereinkommen über 
das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht von 1980 
(EVÜ)4 sah eine Beschränkung der Parteiautonomie zugunsten von Verbrau-
chern und Arbeitnehmern vor.5 Nach dem Bericht zum EVÜ von Giuliano 
und Lagarde ist Telos dieser Sonderregeln „eine geeignetere Regelung für 
Sachverhalte zu finden, bei denen die Interessen der Vertragschließenden 
nicht auf der gleichen Ebene liegen, um damit jener Partei, die in diesem 
Zusammenhang sozial und wirtschaftlich als die schwächere anzusehen ist, 
einen angemesseneren Schutz zu gewähren.“6 Insbesondere zugunsten des 
Verbrauchers flankieren diese Vorschriften den gleichzeitig entstandenen 
materiellrechtlichen Verbraucherschutz.7 Ziel dieser Regelungen ist der 
Schutz einer ihrem Vertragspartner gegenüber als strukturell unterlegen ange-
sehenen Partei.8 

                                                 
1 Neuhaus, Die Grundbegriffe des Internationalen Privatrechts, S. 172. 
2 Art. 7–12 sowie 13–15 EuGVÜ.  
3 Zum Schutzzweck: Jenard-Bericht, ABl. EG Nr. C 59 vom 05.03.1979, S. 33. 
4 Art. 5, 6 EVÜ. 
5 Bericht Giuliano/Lagarde, ABl. EWG Nr. C 282 vom 31.10.1980, S. 20 f. und 22 f. 
6 Bericht Giuliano/Lagarde, ABl. EWG Nr. C 282 vom 31.10.1980, S. 22 f. 
7 Kluth, Grenzen des kollisionsrechtlichen Verbraucherschutzes, S. 23; grundlegend 

zum Verbraucher als unterlegener Partei: Dauner-Lieb, Verbraucherschutz, S. 63 ff. 
8 von Hoffmann, RabelsZ 38 (1974), 396, 399; MünchKommBGB/Martiny Art. 8 

Rom I-VO Rn. 2; Staudinger/Magnus Art. 6 Rom I-VO Rn. 1. 



2 Einführung 

In jüngerer Vergangenheit taucht die Frage auf, inwieweit im internationa-
len Rechtsverkehr auch zwischen kommerziell tätigen Parteien ein Schutz des 
Schwächeren erforderlich ist.9 Im Zuge der Ausdehnung des kollisions- und 
verfahrensrechtlichen Verbraucherschutzes ist in der Literatur immer wieder 
festgestellt worden, dass keinesfalls allein Verbraucher schutzbedürftig seien, 
sondern dass es auch zwischen Klein- und Großunternehmen zu Asymmetrien 
kommen könne.10 Zunächst blieb dieser Befund ohne Konsequenz. Noch 
1974 stellte von Hoffmann fest, die Vorstellung, dass im internationalen Han-
delsverkehr durch Vertragsfreiheit zugleich Vertragsgerechtigkeit verbürgt 
werde, sei weitgehend ungebrochen. Staaten würden ihre eigene Vorstellung 
von Vertragsgerechtigkeit hinter dem Nutzen der Teilhabe am freien interna-
tionalen Handelsverkehr zurückstellen.11 Diese Feststellung scheint nicht 
länger haltbar.12 Vielmehr finden sich in Gesetzgebung wie Rechtsprechung 
Hinweise darauf, dass auch ein Schutz des strukturell unterlegenen Unter-
nehmers rechtspolitisch gewollt ist und de lege lata bereits existiert.13 Aus-
gangspunkt ist das materielle Recht, in welchem sich eine Vielzahl von 
Schutzbestimmungen auch zugunsten kommerziell tätiger Parteien finden. Im 
deutschen Recht sind dies etwa die Kontrolle Allgemeiner Geschäftsbedin-
gungen nach § 307 BGB14 sowie die Regelungen der §§ 84 ff. HGB zuguns-
ten des Handelsvertreters, deren analoge Anwendung auf Franchisenehmer 
und Vertriebshändler erwogen wird.15 Im belgischen Recht schreibt ein Ge-
setz Ansprüche des Vertragshändlers fest,16 in mehreren europäischen Staa-
ten, zuvorderst in Frankreich, existieren Schutzvorschriften zugunsten des 
Subunternehmers.17 Die europäischen Versicherungsrichtlinien sehen Be-
günstigungen auch zugunsten des kommerziell tätigen Versicherungsnehmers 

                                                 
9 von Hoffmann, IPRax 1989, 261, 266; Kroeger, Der Schutz der marktschwächeren 

Partei, S. 69 ff.; Sachse, Der Verbrauchervertrag, S. 100 f.; Thorn, FS K. Schmidt, S. 1561, 
1573, 1578; Weller, IPRax 2011, 429, 435. 

10 Kroeger, Der Schutz der marktschwächeren Partei, S. 69; Pulkowski, Subunternehmer 
und Internationales Privatrecht, S. 42 ff.; Reinhart, FS Trinkner, S. 657, 667; Sachse, Der 
Verbrauchervertrag, S. 100 f. 

11 von Hoffmann, RabelsZ 38 (1974), 396, 401. 
12 Später zeigt auch von Hoffmann, IPRax 1989, 261, 266 Parallelen zwischen dem 

Schutz des Handelsvertreters und dem von Wohnraummietern auf. 
13 Ein Überblick findet sich bei Thorn, FS K. Schmidt, S. 1561, 1573, 1577 f. 
14 Zur Wirkung des § 307 BGB im Handelsverkehr: MünchKommBGB/Basedow § 310 

Rn. 3 f. 
15 MünchKommHGB/von Hoyningen-Huene Vor § 84 Rn. 16, 21. 
16 Loi du 13 avril 1971 relative à la résiliation unilatérale des concessiones de vente / 

Gesetz vom 13. April 1971 über die Kündigung von Vertragshändlerverträgen (deutsche 
Übersetzung abgedruckt in Stumpf, Der Vertragshändlervertrag, S. 245 ff.; im Überblick: 
Stumpf, RIW 1993, 542. 

17 Rechtsvergleichend dazu: Pulkowski, Subunternehmer und Internationales Privat-
recht, S. 61 ff. 
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vor.18 In den Vereinigten Staaten finden sich in vielen Einzelstaaten besonde-
re Regelungen, die die Privatautonomie zugunsten von Franchisenehmern und 
Vertragshändlern einschränken.19 

Die zunehmende Internationalisierung des Handelsverkehrs wirft die Frage 
auf, welche Folgen sich aus der Existenz eines solchen materiellrechtlichen 
Schutzes für das europäische Internationale Privat- und Verfahrensrecht er-
geben. Indizien für dessen Berücksichtigung sind allgegenwärtig. In der 
Rom I-Verordnung finden sich mit Art. 4 Abs. 1 lit. e) und f) sowie Art. 7 
Abs. 3 Bestimmungen, welche ausweislich der Verordnungsbegründung dem 
Schutze von Franchisenehmern, Vertriebshändlern und kommerziell tätigen 
Versicherungsnehmern, mithin eines als strukturell unterlegen angesehenen 
Unternehmers, zu dienen bestimmt sind.20 Während die Rom I-Verordnung 
zugunsten von Franchisenehmern und Vertriebshändlern nur im Falle des 
Fehlens einer Rechtswahl eingreift, wird der Versicherungsnehmer auch vor 
einer ihm ungünstigen Rechtswahl bewahrt. Der Europäische Gerichtshof hat 
ferner den von der Handelsvertreterrichtlinie vorgesehenen Ausgleichsan-
spruch als Eingriffsnorm qualifiziert und damit der Disposition der Parteien 
zulasten des Handelsvertreters entzogen.21 Die französische Cour de cassation 
sieht das französische Subunternehmergesetz als rechtswahlfest an;22 Ent-
sprechendes gilt für das belgische Vertragshändlergesetz.23 Die deutsche 
Rechtsprechung hält Gerichtsstandsvereinbarungen zugunsten von Drittstaa-
ten für unwirksam, wenn die Nichtanwendung deutscher Eingriffsnormen 
durch das prorogierte Gericht zu befürchten ist.24 Darüber hinaus findet sich 
im autonomen deutschen Recht eine Missbrauchskontrolle von Gerichts-
standsvereinbarungen, die den Anspruch erhebt, auch den unternehmerischen 
Rechtsverkehr zu regeln.25 Im europäischen Internationalen Verfahrensrecht 
besteht mit den Art. 10–16 Brüssel Ia-Verordnung ein Schutzregime zuguns-
ten auch des kommerziell tätigen Versicherungsnehmers. Auf diese Weise 

                                                 
18 MünchKommVVG/Looschelders § 210 Rn. 1. 
19 Dazu ausführlich unten § 3B.II. 
20 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über das 

auf vertragliche Schuldverhältnis anzuwendende Recht (Rom I), KOM(2005), 650 endg., 
S. 6; Erwägungsgründe 32, 33 Rom I-VO. 

21 EuGH, Urteil vom 09.11.2000, Rs. C-381/98 (Ingmar GB Ltd./.Eaton Leonhard 
Technologies Inc.), NJW 2001, 2007. 

22 Cass. mixte, Urteil vom 30.11.2007, N° 06–14.006, D 2008, 5; Cass. civ., Urteil vom 
30.01.2008, Bull. Civ. III Nr. 16; Cass. Civ., Urteil vom 08.04.2008, Urteil N° 07-10.763, 
Clunet 2008, 1075; Cass. civ., Urteil vom 25.02.2009, Urteil N° 07-20.096, Bulletin 
d’information n° 250. 

23 Siehe dazu Art. 6 Loi du 13 avril 1971 relative à la résiliation unilatérale des conces-
siones de vente. 

24 So zuletzt OLG München, Urteil vom 17.05.2006, IPRax 2007, 322. 
25 BGH, Urteil vom 03.12.1973, VersR 1974, 470. 



4 Einführung 

wird der materiellrechtliche Schutz des strukturell unterlegenen Unterneh-
mers auch internationalzivilprozessrechtlich abgesichert. 

Es finden sich damit zwar diverse Ansätze zum Schutz eines strukturell 
unterlegenen Unternehmers im Internationalen Privat- und Verfahrensrecht, 
diese bleiben jedoch Stückwerk. Zum einen ist unklar, welche Voraussetzun-
gen erfüllt sein müssen, um einen Unternehmer als schützenswert anzusehen, 
zum anderen findet sich eine große Anzahl unterschiedlicher Regelungstech-
niken, die zum Schutz unterlegener Unternehmer angewandt werden. Dieser 
Befund weckt die Befürchtung, die unübersichtliche Rechtslage de lege lata 
könnte die Rechtssicherheit, eines der Primärziele des europäischen Internati-
onalen Privat- und Verfahrensrechts,26 im internationalen Handelsverkehr 
beeinträchtigen. Zugleich ist zweifelhaft, ob auf diese Weise ein Schutz der 
schwächeren Partei wirksam gewährleistet wird. 

§ 2 Ziel der Arbeit und Gang der Darstellung 
§ 2 Ziel der Arbeit und Gang der Darstellung 

Diese Arbeit soll zum einen die unterschiedlichen Wirkungen von Schutzbe-
stimmungen zugunsten strukturell unterlegener Unternehmer de lege lata im 
deutschen und europäischen Internationalen Privat- und Verfahrensrecht 
darstellen. Die jeweiligen Schutzmechanismen sollen auf ihre Wirksamkeit 
und die durch sie verursachte Belastung des Handelsverkehrs untersucht wer-
den. Im Rahmen einer vergleichenden Betrachtung soll das US-amerikanische 
Recht herangezogen werden. In den Vereinigten Staaten entwickelte sich 
bereits in den 1960er Jahren ein Schutz insbesondere von Franchisenehmern 
und Vertriebshändlern. Es ist daher zu überprüfen, inwieweit das US-
amerikanische Recht Gemeinsamkeiten zum europäischen Ansatz aufweist 
und ob das amerikanische Regelungsmodell Impulse für eine Neuordnung des 
europäischen Internationalen Privat- und Verfahrensrechts liefern kann. Hie-
rauf aufbauend ist es weiteres Ziel dieser Arbeit, einen Vorschlag zur Syste-
matisierung des Schutzes einer kommerziell tätigen, strukturell unterlegenen 
Partei de lege ferenda zu entwickeln. 

In einem ersten Schritt soll zunächst eine Annäherung an den Begriff des 
strukturell unterlegenen Unternehmers unternommen werden. Zu fragen ist, 
aufgrund welcher faktisch-wirtschaftlichen Gegebenheiten es zur Unterlegen-
heit einer kommerziell tätigen Partei kommt und wie sich diese auf Vertrags-
verhandlungen und den Inhalt eines Vertrags auswirken kann. In einem knap-
pen Überblick werden sodann beispielhaft materiellrechtliche Schutzbestim-
mungen zum Ausgleich struktureller Unterlegenheit im Handelsverkehr dar-
gestellt, um den erforderlichen Hintergrund für die Betrachtung des Internati-
onalen Privat- und Verfahrensrechts zu bilden. Im Folgenden sind die Ziele 
                                                 

26 Erwägungsgrund 6 Rom I-VO; Erwägungsgrund 15 Brüssel Ia-VO. 
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und Wertungen des Internationalen Privat- und Verfahrensrechts zu ermitteln, 
die als Maßstab für die weitere Untersuchung dienen. Anschließend werden 
in einem ersten Schwerpunkt die verschiedenen Mechanismen des europäi-
schen Internationalen Privatrechts zur Einschränkung der Privatautonomie im 
Handelsverkehr analysiert. Hierzu zählen zuvorderst die Sonderkollisi-
onsnorm für Versicherungsverträge sowie die Begrenzung des Vertragsstatuts 
zugunsten international zwingenden Rechts. Die Untersuchung soll dabei 
zwischen der Durchsetzung von unionsrechtlichen und nationalen Eingriffs-
normen unterscheiden. In einem zweiten Schritt wird die objektive Anknüp-
fung auf einen Schutz des strukturell unterlegenen Unternehmers hin unter-
sucht. Es ist das Ziel dieses Abschnitts zu bewerten, inwieweit Schutzerwä-
gungen zugunsten der schwächeren Partei wirken und möglicherweise andere 
Ziele des Internationalen Privatrechts, wie etwa das Auffinden des Sitzes 
eines Rechtsverhältnisses, beeinträchtigen.27 Anschließend folgt die verglei-
chende Untersuchung der subjektiven wie objektiven Anknüpfung im US-
amerikanischen Recht. 

Einen zweiten Schwerpunkt der Arbeit bildet die Untersuchung des Inter-
nationalen Zivilverfahrensrechts. Zu untersuchen ist zunächst das vereinheit-
lichte europäische Internationale Zivilprozessrecht im Hinblick auf Versiche-
rungssachen und die Existenz einer allgemeinen Missbrauchskontrolle. Man-
gels einer umfassenden unionsweiten Rechtsvereinheitlichung ist sodann auf 
das deutsche Internationale Zivilverfahrensrecht einzugehen. Die Betrachtung 
muss dabei zwischen der Überprüfung von Gerichtsstands- und der von 
Schiedsvereinbarungen differenzieren. Im Anschluss ist der europäischen 
bzw. deutschen Rechtslage wiederum die US-amerikanische gegenüberzustel-
len, um zu ermitteln, welchem Regelungsmodell es eher gelingt, einen effek-
tiven Schutz der schwächeren Partei zu bewirken, ohne den Handelsverkehr 
unverhältnismäßig zu beeinträchtigen.  

Auf den rechtsvergleichend gewonnenen Erkenntnissen aufbauend soll so-
dann ein Vorschlag zur Neuordnung des Schutzes des strukturell unterlege-
nen Unternehmers einen dritten Schwerpunkt der Arbeit bilden. Hierzu wird 
zunächst ein Versuch zur Definition des strukturell unterlegenen Unterneh-
mers unternommen, um dann eine effiziente Regelung zu dessen Schutz auf 
Ebene des Internationalen Privat- und Verfahrensrechts zu entwickeln. 

                                                 
27 So die Befürchtung von Lehmann, FS Spellenberg, S. 245, 255; Leible/Lehmann, 

RIW 2008, 528, 535; Weller, IPRax 2011, 429, 436. 


